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Thematische Einordnung

Anti-Schwarzer Rassismus (ASR) bezeichnet eine spezifische, historisch gewachsene und strukturell 
verankerte Form von Rassismus, die sich gegen Schwarze, afrikanische und afrodiasporische Menschen 
richtet. Seine Wurzeln liegen im Kolonialismus, in der Versklavung sowie in rassistischen Ideologien,  
deren Auswirkungen bis heute in gesellschaftlichen, institutionellen und alltäglichen Strukturen fortwirken. 
ASR zeigt sich insbesondere in Bereichen wie Bildung, Arbeitsmarkt, Wohnraum, Gesundheit sowie im 
Umgang mit staatlichen Institutionen und Behörden.

Die UN-Dekade für Menschen afrikanischer Herkunft bildet einen internationalen politischen Rahmen, 
um diese Realitäten systematisch zu adressieren. Sie verfolgt das Ziel, Anerkennung, Gerechtigkeit 
und Entwicklung zu fördern, koloniale Kontinuitäten aufzuarbeiten und strukturelle Diskriminierung 
nachhaltig abzubauen. Während die erste Dekade (2015–2024) insbesondere Sichtbarkeit geschaffen 
und Grundlagen für strukturelle Veränderung gelegt hat, fokussiert die zweite UN-Dekade (2025–2034) 
verstärkt auf die verbindliche Umsetzung, Verstetigung und institutionelle Verankerung dieser Ziele in 
Politik, Verwaltung und Gesellschaft. 

In Berlin wird dieser Prozess durch verschiedene zentrale Projekte der RAA Berlin umgesetzt und be-
gleitet. Dazu gehören insbesondere das Gleichstellungsbegleitgremium (GBG) sowie die Ansprechstelle 
Beratung – Begleitung – Vermittlung (BBV). Diese Strukturen analysieren anti-Schwarzen Rassismus, 
entwickeln Handlungsempfehlungen und unterstützen Verwaltung und Institutionen bei diskriminie-
rungskritischen Veränderungsprozessen.

Ergänzend dazu werden weitere vielfältige Projekte und Maßnahmen (in Berlin) umgesetzt, darunter 
Beratungs- und Fachstellen zum Diskriminierungsschutz, Programme zur diversitätsorientierten Organi-
sationsentwicklung, Bildungs- und Empowermentformate sowie Angebote der politischen Bildung und 
Community-Arbeit. Die Umsetzung basiert auf einem breiten Netzwerk zivilgesellschaftlicher, institu-
tioneller und wissenschaftlicher Akteur*innen, das Expertise bündelt und gemeinsame Strategien zur 
nachhaltigen Bekämpfung von anti-Schwarzem Rassismus ermöglicht.

Gemeinsam tragen diese Strukturen dazu bei, die Ziele der UN-Dekade in konkrete Praxis zu übersetzen, 
anti-Schwarzen Rassismus sichtbar zu machen und nachhaltige institutionelle Veränderungen anzu-
stoßen. Im Zentrum steht dabei die enge Zusammenarbeit mit Schwarzen, afrikanischen und afrodias-
porischen Communitys sowie die Entwicklung langfristig wirksamer, struktureller Lösungen. Ziel ist eine 
Gesellschaft, in der Gleichstellung, Anerkennung und gerechte Teilhabe nicht nur formulierte Ansprüche, 
sondern gelebte Realität sind.
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Von der Beteiligung zur Umsetzung

Der vorliegende Forderungskatalog der Communitys versteht sich als politisches 
Instrument zur strukturellen Artikulation von Perspektiven, Erfahrungen und 
Forderungen Schwarzer, afrikanischer und afrodiasporischer Communitys. Er 
wurde im Rahmen der von der RAA Berlin organisierten Auftaktveranstaltung 
„Auftakt 2026: Die zweite UN-Dekade – politische Verantwortung tragen“ am 
06. Mai 2026 in Zusammenarbeit mit verschiedenen Organisationen und 
Akteur*innen erarbeitet. Der Katalog richtet sich direkt an Politik und Verwaltung 
und zielt darauf ab, die zweite UN-Dekade für Menschen afrikanischer Herkunft 
aus einer programmatischen Rahmung in konkrete, überprüfbare und verbind-
liche politische Maßnahmen zu überführen.

Ausgangspunkt ist die Feststellung, dass zwischen den internationalen Zielset-
zungen der UN-Dekade und ihrer tatsächlichen Umsetzung auf nationaler und 
institutioneller Ebene weiterhin eine strukturelle Lücke besteht. Diese zeigt sich 
insbesondere in fehlender Verbindlichkeit, unzureichender Ressourcenbereit-
stellung sowie in begrenzter oder rein konsultativer Beteiligung der Schwarzen 
Communitys an Entscheidungsprozessen.

Der Forderungskatalog setzt genau an dieser Stelle an. Er versammelt die Viel- 
stimmigkeit der kritischen Analysen und konkreten Impulse aus der Zivilgesell-
schaft – und verweist damit auf die zentralen Fragen, die Handlungsaufträge 
sichtbar machen. Dabei wird die aktive Einbindung von Schwarzen, afrikanischen 
und afrodiasporischen Akteur*innen nicht als ergänzendes Element verstanden, 
sondern als notwendige Voraussetzung für eine wirksame und gerechte Um-
setzung der zweiten UN-Dekade.

Ziel des Katalogs ist es, politische Verantwortung klar zu benennen, strukturelle 
Veränderungen einzufordern und Mechanismen zu schaffen, die eine nachhaltige 
Umsetzung der zweiten UN-Dekade in den Bereichen Bildung, Verwaltung, Justiz, 
Sicherheit, Kultur, Gesundheit, Wohnen und Erinnerungspolitik ermöglichen. Damit  
versteht sich dieser Forderungskatalog als Beitrag zu einem langfristigen Transfor-
mationsprozess, der auf die Überwindung struktureller Ungleichheiten abzielt  
und die gleichberechtigte gesellschaftliche Teilhabe von Menschen afrikanischer 
Herkunft konsequent in den Mittelpunkt politischer Entscheidungen stellt.

V o r w o r t
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Ich wünsche Ihnen eine erhellende Lektüre – und kann im Namen aller Commu-
nitys sagen, dass wir uns auf die weitere Zusammenarbeit freuen!

Katja Kinder
Geschäftsführerin RAA Berlin
© shaheen wacker
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Zivilgesellschaftliche Forderungen zur Umsetzung der UN-
Dekade für Menschen afrikanischer Herkunft – Handlungs-
perspektiven für Politik und Verwaltung

Die Beiträge der Zivilgesellschaft zeigen eine klare, konsistente und wiederkeh-
rende Kernbotschaft: Die zweite UN-Dekade kann nur dann wirksam werden, 
wenn sie von einem symbolischen Rahmen in eine verbindliche, strukturierte 
und überprüfbare Governance-Architektur überführt wird. Zu den zentralen 
Kernforderungen gehören:

1. Verbindliche Gesamtstrategie
	 Entwicklung einer ressortübergreifenden, rechtsverbindlichen Umsetzungs	-	

	 strategie
	 Klare Zuständigkeiten auf Bundes-, Landes- und Bezirksebene 
	 Verankerung im Koalitionsvertrag, Haushalts- und Verwaltungssteuerung 
	 Einrichtung bzw. Stärkung einer eigenständigen Beauftragtenstruktur 
	 Monitoring und Evaluation: zeitlich gebundene Ziele und Perspektive

2. Strukturelle Macht- und Entscheidungsbeteiligung der Communitys
	 Übergang von Konsultation zu echter Mitentscheidung 
	 Einrichtung dauerhafter Beiräte mit verbindlichen Mandaten 
	 Beteiligung an Budgetierung, Programmsteuerung und Evaluation 
	 Absicherung von Community-Expertise als institutioneller Bestandteil 

	 der Verwaltung 

3. Nachhaltige, strukturelle Finanzierung statt Projektlogik
	 Einrichtung eines dauerhaften Förder- und Transformationsfonds 
	 Abkehr von kurzfristigen, unsicheren Projektförderungen 
	 Sicherstellung institutioneller Finanzierung für Community-Organisationen 
	 Ausbau unabhängiger Beratungs- und Anlaufstellen (auch bezirklich) 

4. Verbindliches Monitoring, Daten und Evaluation
	 Systematische, rechtlich abgesicherte Datenerhebung zu ASR 
	 Nutzung von Selbstidentifikation statt Fremdzuschreibungen 
	 Einführung klarer, öffentlich nachvollziehbarer Indikatoren für den Fortschritt 
	 Regelmäßige, transparente Berichterstattung mit Community-Beteiligung 

E x e c u t iv  e  S u m m a r y 
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5. Bildung, Wissenschaft und Erinnerung strukturell verankern
	 Verbindliche Integration kolonialer Geschichte, ihrer Kontinuitäten und Folgen 	

	 in Bildung, Wissenschaft und öffentliche Erinnerungskultur 
	 Verankerung Schwarzer deutscher Geschichte und Literatur in schulischen 

	 und akademischen Curricula 
	 Institutionalisierung dauerhafter Lehr- und Vermittlungsformate an (Hoch-)Schulen
	 Verpflichtende, kontinuierliche Fortbildungen für Verwaltung und Bildungssystem 
	 Aufbau eines Schwarzen Archivs sowie eines bundesweiten Sichtbarkeitsmediums 

6. Strukturelle Verwaltungsreform und Zugangsgerechtigkeit
	 Rassismuskritische Kompetenz als Pflichtstandard in Behörden 
	 Niedrigschwellige, unabhängige Beschwerdestrukturen 
	 Abbau institutioneller Barrieren in Bildung, Arbeit, Gesundheit und Wohnen 
	 Stärkung diskriminierungskritischer Verwaltungsprozesse 

7. Klare Governance, Verantwortung und Durchsetzbarkeit
	 Eindeutige Verantwortungszuordnung über alle Ebenen 
	 Mechanismen zur Rechenschaftspflicht bei Nichterfüllung 
	 Verbindliche Koordination zwischen Bund, Land und Kommunen 
	 Überführung politischer Ziele in überprüfbare Verwaltungsrealität 

8. Politischer Handlungsauftrag
Für Politik und Verwaltung ergibt sich daraus ein klarer Auftrag:

	 Übergang von symbolischer zu verbindlicher Strukturpolitik 
	 Aufbau einer koordinierten, messbaren und sanktionierbaren Umsetzungs-

	 architektur 
	 Institutionalisierung von Community-Macht in Entscheidungsprozessen 
	 Absicherung langfristiger Finanzierung und Infrastruktur 
	 Verankerung von Rassismuskritik als Querschnittsaufgabe staatlichen Handelns 

Die zivilgesellschaftlichen Beiträge machen deutlich: Das zentrale Defizit der UN- 
Dekade liegt nicht in fehlenden Zielsetzungen, sondern in der fehlenden institu- 
tionellen Verbindlichkeit ihrer Umsetzung. Die gegenwärtige Praxis bleibt geprägt 
von Projektlogiken, symbolischer Beteiligung und fragmentierter Zuständigkeit. 
Damit reproduziert sich eine strukturelle Spannung zwischen politischer Aner-
kennung und realer Machtverschiebung. Ohne verbindliche Governance-Struk-
turen, klare Ressourcensteuerung und institutionalisierte Beteiligung bleibt die 
zweite UN-Dekade wirkungslos im Hinblick auf strukturellen Wandel.
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Die UN-Dekade für Menschen afrikanischer Herkunft – 
Rahmen, Bedeutung und politische Verantwortung

Die von den Vereinten Nationen ausgerufene UN-Dekade für Menschen afri-
kanischer Herkunft (2015–2024 sowie die anschließende Umsetzungsphase 
2025–2034) stellt einen internationalen normativen Rahmen dar, der Staaten 
dazu verpflichtet, die historischen und gegenwärtigen Wirkungen von Rassismus, 
insbesondere anti-Schwarzem Rassismus, sichtbar zu machen, kritisch zu analy- 
sieren und strukturell abzubauen. Sie basiert auf den Leitprinzipien Anerkennung, 
Gerechtigkeit und Entwicklung und adressiert damit explizit die Langzeitfolgen 
von Kolonialismus, transatlantischem Versklavungshandel und globalen rassisti-
schen Macht- und Wissensordnungen.

Gleichzeitig ist kritisch zu konstatieren, dass die UN-Dekade trotz ihrer norma-
tiven Stärke keinen unmittelbar rechtsverbindlichen Umsetzungsmechanismus 
besitzt. Ihre Wirksamkeit hängt daher wesentlich von der politischen Überset-
zung auf nationaler und institutioneller Ebene ab. Zwischen internationaler Ver-
pflichtungsrhetorik und konkreter Umsetzungspraxis besteht in vielen Kontexten 
eine strukturelle Implementierungslücke, die sich insbesondere in fehlender 
Finanzierung, mangelnder institutioneller Verankerung und projektbasierter 
Fragmentierung zeigt.

Vor diesem Hintergrund erhält die Dekade in Deutschland und insbesondere in 
Berlin eine doppelte Funktion: Einerseits dient sie als legitimierender Bezugs-
rahmen für Rassismuskritik und Antirassismuspolitik, andererseits offenbart 
sie zugleich die Grenzen symbolischer Politik, wenn keine verbindlichen Struktur-
veränderungen erfolgen. Die Dekade wird damit zum Prüfstein politischer Glaub-
würdigkeit im Umgang mit strukturellem anti-Schwarzen Rassismus.

In Deutschland fungiert die UN-Dekade formal als Referenzrahmen für politische, 
institutionelle und zivilgesellschaftliche Maßnahmen zum Abbau von anti- 
Schwarzem Rassismus und zur Förderung der Gleichstellung von Schwarzen, 
afrikanischen und afrodiasporischen Menschen. Eine zentrale Herausforderung 
besteht jedoch darin, dass diese Zielsetzungen häufig in sektorale Einzelmaß-
nahmen, zeitlich begrenzte Projekte oder unverbindliche Strategieprozesse über-
setzt werden, anstatt in dauerhaft institutionalisierte Strukturen zu münden.

e i n l e i t u n g
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Ein weiterer zentraler Aspekt betrifft die Frage der Macht- und Wissensproduktion. 
Die UN-Dekade betont zwar die Bedeutung der Beteiligung betroffener Com-
munitys, jedoch bleibt die strukturelle Einbindung Schwarzer, afrikanischer  
und afrodiasporischer Organisationen, Projekte und Akteur*innen in vielen Kon- 
texten konsultativ statt entscheidungsrelevant. Damit reproduziert sich eine 
Spannung zwischen partizipatorischer Rhetorik und realer Entscheidungsmacht, 
die kritisch reflektiert werden muss.

Die UN-Dekade ist daher nur dann als wirksam zu bewerten, wenn sie nicht 
lediglich als Beteiligungsformat verstanden wird, sondern als Transformations-
rahmen für institutionelle Machtverhältnisse, Wissensordnungen und Res-
sourcenverteilung. Dies umfasst insbesondere die Frage, inwieweit Communitys 
nicht nur gehört, sondern strukturell in Entscheidungsprozesse eingebunden 
werden, einschließlich Budgetverantwortung, Programmgestaltung und Evaluation.

Ein weiterer zentraler Bestandteil der Dekade ist die Verpflichtung zur kritischen 
Aufarbeitung historischer und gegenwärtiger Ungleichheitsverhältnisse. Diese 
Aufarbeitung darf jedoch nicht auf symbolische Erinnerungspolitik reduziert wer-
den, sondern muss in konkrete strukturelle Veränderungen überführt werden. 
Dazu gehören insbesondere die institutionelle Verankerung von Rassismus-
kritik und Anti-Rassismus-Strategien, die nachhaltige Förderung Community-
basierter Wissensproduktion sowie der Ausbau selbstbestimmter Organisations- 
und Empowerment-Strukturen.

Insgesamt ist die UN-Dekade somit nicht nur als politisches Programm, sondern 
als potenzieller gesellschaftlicher Transformationsprozess zu verstehen, 
dessen Wirkung maßgeblich davon abhängt, ob es gelingt, bestehende Macht-, 
Wissens- und Ressourcenverhältnisse tatsächlich zu verschieben. Ihre politische 
Bedeutung bemisst sich daher weniger an ihrer normativen Existenz, sondern 
an ihrer Fähigkeit, strukturelle Ungleichheiten in verbindliche institutionelle Praxis 
zu überführen.
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Zivi    l g e s e l l s c h a f t l i c h e  B e i t r ä g e  u n d 
p o l i t i s c h e  H a n d l u n g s p e r s p e k t iv  e n 
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Die folgenden Beiträge bündeln zentrale Forderungen, Perspektiven und Analysen 
aus unterschiedlichen Bereichen der Zivilgesellschaft, Wissenschaft, Community- 
Arbeit, Rechtspraxis sowie Erinnerungskultur. Sie spiegeln die Breite und Tiefe 
der Auseinandersetzungen mit anti-Schwarzem Rassismus, kolonialen Kontinu-
itäten und struktureller Ungleichheit wider und machen zugleich deutlich, dass  
die Umsetzung der zweiten UN-Dekade für Menschen afrikanischer Herkunft nur 
im Zusammenspiel verschiedener gesellschaftlicher Akteur*innen gelingen kann.

Die hier dokumentierten Positionen verstehen sich ausdrücklich als eigenständige, 
Beiträge der jeweiligen Organisationen und Initiativen. Ihre direkte Wiedergabe 
dient der Sicherung von Sichtbarkeit, Repräsentation und inhaltlicher Authenti-
zität. Damit wird gewährleistet, dass die spezifischen Erfahrungen, Analysen und 
Forderungen nicht vereinheitlicht oder inhaltlich nivelliert werden, sondern in 
ihrer jeweiligen Eigenlogik erhalten bleiben.

Gleichzeitig eröffnen die Beiträge ein gemeinsames politisches Bezugssystem: 
Sie verdeutlichen wiederkehrende strukturelle Herausforderungen, identifi-
zieren konkrete Handlungsbedarfe in Politik und Verwaltung und formulieren 
differenzierte Vorschläge für institutionelle, rechtliche, bildungspolitische und 
gesellschaftliche Veränderungen. In ihrer Gesamtheit bilden sie damit nicht nur 
ein Forderungsarchiv, sondern auch ein analytisches Instrument zivilgesellschaft-
licher Expertise im Kontext der zweiten UN-Dekade.

Die nachfolgenden Texte verstehen sich somit als Einladung zur ernsthaften 
politischen Auseinandersetzung – nicht nur mit einzelnen Maßnahmen, sondern 
mit der strukturellen Frage, wie Gleichstellung, Anerkennung, Verantwortung 
und nachhaltige Veränderung im Sinne der zweiten UN-Dekade konkret umge-
setzt werden können.
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Allgemeine Forderungen an Politik und Verwaltung 

Unter den Beiträgen vereinen sich Perspektiven und Impulse zentraler Akteur*in-
nen wie der RAA Berlin e.V. mit ihren Strukturen (Gleichstellungsbegleit-
gremium und Beratung Begleitung Vermittlung), dem imagineers lab, 
Decolonize Berlin e.V., BQN – Zentrum für Diversitätskompetenz e.V. sowie 
ASID Europe e.V. 

Trotz unterschiedlicher Arbeitsfelder zeigen sich deutliche inhaltliche Überschnei-
dungen: Gefordert wird eine klare politische Gesamtstrategie, die ressortüber-
greifend abgestimmt, rechtlich und administrativ verbindlich verankert sowie mit 
messbaren Zielen, Zeitplänen und Verantwortlichkeiten hinterlegt ist.

Zugleich wird die derzeitige Praxis kritisiert, in der Maßnahmen häufig projekt-
basiert, fragmentiert und ohne nachhaltige Absicherung umgesetzt werden. 
Zivilgesellschaftliche Organisationen werden zwar beteiligt, bleiben jedoch viel- 
fach ohne echte Mitentscheidungsbefugnis. Daraus ergibt sich eine zentrale 
Forderung nach einer strukturellen Verschiebung: von konsultativer Beteiligung 
hin zu institutionalisierter Mitgestaltung – einschließlich Zugang zu Ressourcen, 
Steuerung und Evaluation.

Ein weiterer Schwerpunkt liegt auf der Umsetzung im Verwaltungshandeln. Hier 
benennen die Beiträge konkrete Defizite in der Übersetzung politischer Zielset-
zungen in administrative Prozesse, insbesondere hinsichtlich Finanzierung, Moni-
toring, ressortübergreifender Koordination und Zugänglichkeit für Communitys. 
Gleichzeitig wird die Notwendigkeit hervorgehoben, anti-Schwarzen Rassismus 
als strukturelles Problem systematisch in Gesetzgebung, Verwaltungspraxis, Per-
sonalentwicklung und Datenerhebung zu verankern.

Insgesamt verdeutlichen die Beiträge, dass die Umsetzung der zweiten UN-Dekade 
eine Governance-Aufgabe ist, die verbindliche Strukturen, klare Verantwort-
lichkeiten und eine aktive sowie gleichberechtigte Einbindung der Communitys 
voraussetzt.
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Politik und Verwaltung

An die Politik:

	 Wie stellt die Politik sicher, dass die zweite UN-
Dekade nicht nur symbolisch begleitet wird, sondern 
in eine verbindliche politische Gesamtstrategie mit 
klaren ressortübergreifenden Zuständigkeiten und 
überprüfbaren Maßnahmen auf Bundes-, Landes- 
und kommunaler Ebene überführt wird? 

	 Wie wird unter den Bedingungen aktueller geopo-
litischer Entwicklungen gewährleistet, dass der Schutz 
vor anti-Schwarzem Rassismus und struktureller 
Diskriminierung politisch priorisiert und nicht relati-
viert wird? 

	 Wie gedenkt die Politik, die Handlungsspielräume 
zivilgesellschaftlicher Akteur*innen zu stärken, ins-
besondere im Bereich Lobbyarbeit, Beteiligung und 
politische Mitgestaltung? 

	 Inwiefern ist die Einrichtung einer Beauftragten- 
stelle für anti-Schwarzen Rassismus (ASR) vorgesehen,  
und welchen verbindlichen Auftrag würde diese 
erhalten? Inwieweit orientiert sich die Politik dabei an 
bestehenden Strukturen, wie etwa den Beauftragten-
stellen für Antisemitismus?

GBG
Das Gleichstellungsbegleit-
gremium (GBG) ist ein unabhängiger 
Expert*innenkreis, der sich mit 
anti-Schwarzem Rassismus befasst 
und Empfehlungen für struktu-
relle Veränderungen in Verwaltung 
und Gesellschaft erarbeitet. Ziel 
ist es, einen nachhaltigen rassis-
muskritischen und strukturellen 
Wandel in Berliner Institutionen 
zu fördern und die Gleichstellung 
von Menschen afrikanischer Her-
kunft zu stärken. Aus dieser Arbeit 
heraus ergeben sich zentrale 
Fragen:
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	 Welche konkreten Schritte werden unternommen, um die UN-Dekade im 
Berliner Koalitionsvertrag strukturell zu verankern und damit politisch verbind-
lich zu machen? 

	 Welche Verantwortung übernimmt die Politik für die bislang überwiegend 
symbolische Umsetzung der UN-Dekade, und wie soll diese künftig in konkrete 
strukturelle Maßnahmen überführt werden? 

	 Welche kurzfristigen Prioritäten setzt die Politik in den ersten Jahren der Dekade, 
um glaubwürdige strukturelle Veränderungen einzuleiten? 

Im Hinblick auf die konkrete Umsetzung auf administrativer Ebene ergeben 
sich folgende Fragen:

	 Welche konkreten Schritte unternimmt die Verwaltung, um den bestehenden 
Rückbau von Strukturen im Bereich Rassismuskritik und Antirassismus, Gleich-
stellung und zivilgesellschaftlicher Förderung zu stoppen und aktiv gegenzusteuern? 

	 Welche Maßnahmen werden ergriffen, um eine verlässliche und langfristige 
Finanzierung zivilgesellschaftlicher Organisationen sicherzustellen und prekäre 
Förderstrukturen zu überwinden? 

	 Wie weit ist die Entwicklung einer ressortübergreifenden Landesstrategie 
zur Umsetzung der UN-Dekade, und wann ist mit der Vorlage eines konkreten 
Aktionsplans zu rechnen?
 
	 Wie wird die Rolle zivilgesellschaftlicher Organisationen als zentrale Treiber*innen 

der Dekade künftig institutionell abgesichert und systematisch in Verwaltungs- 
und Entscheidungsprozesse eingebunden? 

	 Welche konkreten administrativen Mechanismen werden geschaffen, um Fort-
schritte der Dekade messbar, transparent und überprüfbar zu gestalten? 
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Politischer Anspruch vs. Verbindlichkeit

	 Die UN-Dekade setzt einen internationalen Rahmen – 
wie wird Sie diesen in verbindliche politische Ent-
scheidungen auf Landesebene übersetzen, und wo 
bleibt es bislang bei Absichtserklärungen?

Gesetzliche Rahmenbedingungen

	 Sowohl internationale Normen als auch EU-Richt-
linien, wie die Richtlinie 2000/43/EG, fordern aktive 
Gleichstellungspolitik. Wo wird auf Landes- oder 
Bundesebene konkreter Reformbedarf gesehen, um 
diese Vorgaben verbindlicher in Gesetzgebungen zu 
überführen – insbesondere mit Blick auf anti-Schwar-
zen Rassismus? 

	 Wo werden aus politischer Sicht noch Lücken im 
rechtlichen Schutz vor anti-Schwarzem Rassismus 
dargestellt – und wie werden die Erfahrungen und 
Forderungen der Communitys in die Entwicklung 
neuer gesetzlicher Instrumente einbezogen?

	 Trotz rechtlicher Schutzmechanismen – vom Grund-
gesetz bis hin zu internationalen Menschenrechts-
abkommen – berichten viele Schwarze Menschen 

BBV
Das Projekt Beratung – Begleitung –  
Vermittlung (BBV) fungiert als 
praxisnahe Anlaufstelle für die Ber-
liner Verwaltung und unterstützt 
bei der Sensibilisierung, Reflexion 
und dem Abbau rassistischer Struk-
turen im Arbeitsalltag. BBV trägt 
dazu bei, die Ziele der UN-Dekade 
durch Community-basierte Expertise 
und institutionelle Verankerung 
langfristig umzusetzen. Diese Frage-
stellungen gliedern sich entlang 
zentraler Handlungsfelder:

Politik und Verwaltung
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weiterhin von struktureller Benachteiligung. Welche politischen Maßnahmen 
werden geplant, um die Lücke zwischen rechtlichem Schutz und tatsächlicher 
Lebensrealität in Berlin zu schließen?

Politische Prioritäten und spürbare Wirkung

	 Welche politische Priorität hat die Umsetzung der zweiten UN-Dekade aktuell in 
Berlin – und wie zeigt sich diese konkret in Gesetzgebung, Haushaltsentscheidungen 
und ressortübergreifender Steuerung?

	 Wie spiegeln sich die Anliegen der Communitys konkret in politischen Ent- 
scheidungen wider – etwa in Gesetzen, Haushaltsmitteln oder Programmen – 
und woran können Communitys erkennen, dass die Umsetzung der UN-Dekade 
für sie Priorität hat?

Von Beteiligung zu Mitentscheidung

	 Communitys werden häufig beteiligt, berichten aber gleichzeitig von begrenztem 
Einfluss. Wie können politische Strukturen so verändern werden, dass Schwarze, 
afrikanische und afrodiasporische Communitys tatsächlich an Entscheidungen 
mitwirken können?

Umgang mit Konflikten und Widerständen

	 Die Umsetzung der zweiten UN-Dekade berührt gesellschaftliche und politische 
Konfliktfelder. Wie wird mit Widerständen – etwa bei Themen wie Umbenennungen, 
Restitution oder strukturellem Rassismus – konkret umgegangen?

Verzahnung mit Bundes- und UN-Ebene

	 Wie wird das Zusammenspiel zwischen Berliner Initiativen, Bundespolitik und 
den internationalen Vorgaben der UN-Dekade bewertet – und wo gibt es politi-
schen Handlungsbedarf, um diese Ebenen besser zu verbinden?

Langfristige Sicherheit und Vertrauen

	 Mit der Verlängerung der UN-Dekade bis 2034 stellt sich für viele Communitys 
die Frage nach Verlässlichkeit: Welche politischen Maßnahmen sind geplant, um 
langfristige Strukturen, Finanzierung und Mitbestimmung abzusichern?

Umsetzung und Realität im Verwaltungsalltag

Die UN-Dekade formuliert mit Anerkennung, Gerechtigkeit und Entwicklung klare 
Leitprinzipien. 

	 Wie werden diese Leitprinzipien konkret in Verwaltungsprozesse übersetzt – 
und wo stoßen diese dabei auf praktische Grenzen?
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	 Wie spiegeln sich diese Prinzipien in der Zusammenarbeit mit Schwarzen, afri-
kanischen und afrodiasporischen Communitys im Verwaltungsalltag wider – und 
wo bestehen strukturelle Herausforderungen?

	 Welche konkreten Ergebnisse wurden aus der ersten UN-Dekade in der Ver-
waltung erzielt?

Zusammenarbeit und Zugänglichkeit von Verwaltung

Die Umsetzung der UN-Dekade erfordert die Zusammenarbeit über verschiedene 
Verwaltungen hinweg. 

	 Wie wird sichergestellt, dass diese Strukturen für Communitys nachvollziehbar 
und zugänglich sind?

	 Wo bestehen Brüche, Unklarheiten oder Kommunikationsprobleme zwischen 
Verwaltung und Communitys?

Ressourcen, Steuerung und Priorisierung

	 Wie spiegeln sich die Ziele der UN-Dekade in Haushaltsplanung, Personalstellen 
und Förderstrukturen wider – und wo bestehen Lücken zwischen politischem 
Anspruch und administrativer Realität? 

	 Wie werden Ressourcen (Fördermittel, Personal, Programme) so gesteuert, 
dass sie tatsächlich bei den Communitys ankommen – und wo zeigen sich Diskre-
panzen zwischen Planung und Wirkung vor Ort? 

	 Nach welchen Kriterien werden innerhalb der Verwaltung Maßnahmen priori-
siert (z. B. Monitoring, Bildungsarbeit, Erinnerungspraxis)?

Umgang mit Expertise und Beteiligung

	 Wie werden Schwarze, afrikanische und afrodiasporische Expertisen systema-
tisch in Entscheidungsprozesse eingebunden? 

	 Welche strukturellen Veränderungen sind notwendig, damit diese Perspektiven 
nicht nur beratend, sondern tatsächlich mitgestaltend wirken?

Verwaltungskultur, Wissen und Qualifizierung

	 Welche Rolle spielen Wissen, Haltung und Fortbildung innerhalb der Verwaltung 
bei der Umsetzung der UN-Dekade? 

	 Wie wird mit Unsicherheiten, Widerständen oder institutionellen Barrieren im 
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Verwaltungssystem umgegangen?
Umsetzung konkreter Maßnahmen

	 Wie werden Maßnahmen wie Monitoring von anti-Schwarzem Rassismus, 
Bildungsarbeit oder dekoloniale Erinnerungspraxis innerhalb der Verwaltung 
priorisiert? 

	 Welche Faktoren entscheiden darüber, ob Maßnahmen tatsächlich umgesetzt 
werden oder nicht?

Wirkung für die Communitys

	 Woran wird konkret erkannt, dass Maßnahmen der UN-Dekade im Alltag 
Schwarzer, afrikanischer und afrodiasporischer Menschen in Berlin Wirkung 
zeigen? 

	 Wie werden Communitys in die Bewertung und Weiterentwicklung dieser 
Wirkung einbezogen?

Anwendung und Weiterentwicklung bestehender rechtlicher Instrumente

Mit Instrumenten wie dem Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz und dem 
Landesantidiskriminierungsgesetz verfügt Berlin bereits über rechtliche Grund-
lagen. 

	 Wie werden diese Instrumente konkret genutzt, um anti-Schwarzen Rassismus 
in Behörden abzubauen? 

	 Welche Anpassungen wären aus Verwaltungssicht notwendig, damit diese 
Gesetze wirksamer greifen?

Gemeinsame Abschlussfrage 

	 Wenn die Perspektiven der Communitys in den Mittelpunkt gestellt werden: 
Welche konkrete Veränderung würde den größten Unterschied machen, damit 
die Ziele der zweiten UN-Dekade im Alltag Schwarzer Menschen in Berlin tatsächlich 
spürbar werden?

	 Welche konkreten rechtlichen oder politischen Veränderungen werden als 
besonders wirkungsvoll eingeschätzt, damit die Prinzipien der UN-Dekade – 
Anerkennung, Gerechtigkeit und Entwicklung – im Alltag Schwarzer Menschen in 
Berlin tatsächlich spürbar werden?
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Verbindlichkeit statt Absichtserklärungen

	 Welche konkreten politischen Verpflichtungen geht 
das Land Berlin im Rahmen der zweiten UN-Dekade 
innerhalb der nächsten 12 – 24 Monate ein – und 
anhand welcher Indikatoren wird deren Umsetzung 
öffentlich messbar gemacht?

Verantwortung klären

	 Welche Akteur*innen in Politik und Verwaltung 
tragen konkret Verantwortung für die Umsetzung der 
Dekade – und welche Konsequenzen folgen, wenn 
vereinbarte Ziele nicht erreicht werden?

Von Symbolik zu Struktur

	 Was unterscheidet die zweite UN-Dekade strukturell 
von der ersten – insbesondere in Bezug auf Ressour-
cen, institutionelle Verankerung und Entscheidungs-
befugnisse? Welche Mechanismen stellen sicher, 
dass sie nicht primär symbolisch bleibt?

Imagineers lab  
Imagineers lab arbeitet daran, wie 
gesellschaftliche Transformation 
konkret gelingen kann – jenseits 
von Strategiepapieren und symbo- 
lischer Politik. IMAGINEERS LAB 
verbindet Imagination, strategische 
Praxis und Machtanalyse, um mit 
Politik, Verwaltung und Zivilgesell-
schaft umsetzbare Zukunftspers-
pektiven zu entwickeln. Im Fokus 
stehen neue Vorstellungen von 
Zukunft mit realer Entscheidungs-
macht und struktureller Verän-
derung. Imagineers lab hat fünf 
Impulse im Geiste einer wirklichen 
strukturellen Veränderung 
formuliert:

Politik und Verwaltung
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Macht- und Ressourcenverschiebung

	 Wie wird sichergestellt, dass Menschen afrikanischer Herkunft nicht nur 
konsultiert, sondern strukturell mit Entscheidungsmacht und langfristigen Res-
sourcen ausgestattet werden – über projektbasierte Förderung hinaus?

Konkrete Zukunftsbilder und erste Umsetzungsschritte

	 Wie sieht ein realistisches Szenario für Berlin im Jahr 2031 aus, wenn erste 
Ziele der UN-Dekade erfolgreich umgesetzt wurden? Und welches konkrete 
„Proof of Concept“ kann innerhalb der nächsten 18 Monate zeigen, dass dieser 
Wandel tatsächlich eingeleitet wurde?
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	 Wie wird sichergestellt, dass Menschen afrikanischer 
Herkunft nicht nur konsultiert, sondern mit echter 
Entscheidungskompetenz an Entwicklung und Umset-
zung der Strategie beteiligt sind?

	 Welche dauerhaften Beteiligungsstrukturen mit 
verbindlichen Entscheidungsbefugnissen – z. B. 
Beiräte mit echten Mitbestimmungsrechten – werden 
geschaffen?

	 Welche verpflichtenden Reformen sind in Verwal- 
tung, Bildungssystem und Sicherheitsbehörden 
vorgesehen, um anti-Schwarzen Rassismus strukturell 
abzubauen?

	 Wie werden Antirassismus- und Diversitätskom-
petenzen verbindlich in Ausbildung, Einstellung und 
Beförderung integriert?

DECOLONIZE BERLIN E.V.
Die Koordinierungsstelle von 
Decolonize Berlin arbeitet seit 2020 
daran, die koloniale Vergangenheit 
Berlins aufzuarbeiten und kon-
krete Dekolonisierungsprozesse 
umzusetzen. Sie vernetzt Zivilgesell-
schaft, Politik und Verwaltung und 
entwickelt MaSSnahmen in parti-
zipativen Prozessen, insbesondere 
mit Schwarzen, diasporischen und 
migrantischen Gruppen. Grundlage 
ist ein gesamtstädtisches Aufarbei-
tungskonzept, das aus einem von 
der Koordinierungsstelle durchge- 
führten Partizipationsprozess her-
vorgegangen ist und vom Berliner 
Senat in einem Senatsbeschluss 
(2023) verabschiedet wurde. Aus der 
praktischen Arbeit ergeben sich 
folgende zentrale Fragestellungen:

Politik und Verwaltung
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Strukturelle Diskriminierung benennen, abbauen 
und gerechte Teilhabe sichern

	 Wie schafft das Land Berlin die Definitionsgrund-
lage zur statistischen Erfassung der Bewerber*innen 
und der Befragung von Mitarbeitenden im Öffentli-
chen Dienst (derzeit der „Migrationshintergrund“) so 
zu konkretisieren, dass daraus valide Ableitungen 
zu strukturellen Benachteiligungen und Diskriminie-
rungen mit Fokus auf Rasissmus/Rassismen gemacht 
werden können und die Personen die Möglichkeit für 
Selbstbezeichnungen bzw. -definitionen haben?

	 Wird auf Grundlage vom PartMigG analog zur Frauen-
vertretung eine gesetzlich verankerte Vertretung der 
Beschäftigten mit Migrationsgeschichte im Öffentlichen 
Dienst in allen Dienststellen mit zielgerichteten Res- 
sourcen und Mandatierungen eingerichtet? Wie werden 
dabei die Belange von Menschen afrikanischer 
Herkunft berücksichtigt und wie wird der Fokus auf 
anti-Schwarzem Rassismus beibehalten? 

	 Wäre es nicht zielführender im Sinne der Kompetenz- 
entwicklung die im Rahmen von PartMigG verankerte 
migrationsgesellschaftliche Kompetenz sprachlich 
so zu erweitern und konzeptionell folgendemaßen zu 

BQN – Zentrum für 
Diversitätskompetenz E.V.
Mit einem besonderen Fokus auf 
Bildung, Arbeit und dem Zugang zu 
Dienstleistungen arbeitet BQN über 
Fachberatung, Prozessbegleitung, 
Weiterbildung sowie Advocacy-
Arbeit an diskriminierungskritischen 
Transformationen von Organisati-
onen und Strukturen. Als Zentrum 
für Diversitätskompetenz verknüpft 
der Verein fachliches Wissen mit 
praxisorientierten Ansätzen und 
arbeitet bundesweit mit Organisati- 
onen im öffentlichen, privatwirt- 
schaftlichen und non-profit Sektor. 
Die proaktiven Teilhabe- und Diver- 
sitätsstrategien werden konti- 
nuierlich in einem starken Netz-
werk weiterentwickelt. BQN stellt 
folgende Fragen zum Kick-Off:

Politik und Verwaltung
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konkretisieren: migrationsgesellschaftliche und rassismuskritische Kompetenz? 
Wie können Institutionen des Landes Berlin anti-Schwarzen Rassismus als spezi-
fische Diskriminierungs-/Unterdrückungsform im Fokus behalten?

Gleichberechtigte Teilhabe und Zugänge absichern

	 Welche Diskriminierungsrisiken haben Verwaltungsleistungen und Geschäfts-
prozesse der Institutionen des Landes Berlin in Bezug auf gerechte Zugänge für 
Menschen afrikanischer Herkunft? 

	 Wie können unabhängige, niedrigschwellige Beschwerdestellen im Öffentlichen 
Dienst, in Schulen und Gesundheitseinrichtungen so gestaltet werden, dass sie 
für afrodiasporische Menschen tatsächlich zugänglich sind?

	 Welche konkreten dezentralen und zentralen Maßnahmen werden im Rahmen 
des Diversity Landesprogramms 2.0 gezielt zur gerechten Teilhabe und dem 
Diskriminierungsschutz für Menschen afrikanischer Herkunft und Schwarzen 
Menschen umgesetzt?

Strukturelle Diskriminierung am Übergang Schule-Beruf abbauen

	 Wie stellt das Land Berlin sicher, dass Unterrichtsmaterialien, pädagogische 
Konzepte und schulische Rahmenpläne konsequent diskriminierungskritisch,  
diversitätsorientiert und migrationsgesellschaftlich ausgerichtet werden? Wie 
wird dabei die pädagogische Vermittlung von kolonialer Gewalt und kolonialen 
Kontinuitäten sichergestellt – auch im Hinblick auf Berufsbilder, berufliche Orien-
tierung und Beratung? 

	 Wie muss das Berliner Landeskonzept für Berufs- und Studienorientierung 
(LaKo BSO) novelliert und verbindlich umgesetzt werden, damit (junge) Schwarze 
Menschen und Menschen afrikanischer Herkunft keine systemischen Benach-
teiligungen erleben?

	 Welche Rolle können Community-basierte, selbstorganisierte afrodiasporische 
Organisationen im Bereich Empowerment, Berufsorientierung und Mentoring 
spielen – und wie werden sie dauerhaft finanziert?

	 Wie kann (etwa durch Zielgrößen) ein repräsentativer Anteil von jungen 
Menschen mit Rassismuserfahrung (darunter Schwarze Menschen) v. a. aus Inte-
grierten Sekundarschulen in die duale Ausbildung und in das duale Studium im 
öffentlichen Dienst und landeseigenen Betrieben einmünden? 
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Historische Aufarbeitung und politischer Einfluss im Rahmen der 
Demokratieförderung

	 Welchen Platz wird die Aufarbeitung kolonialer Gewalt im Rahmen der Förder- 
pläne zur Demokratieförderung und im Rahmen des zu verabschiedenden 
Demokratiefördergesetzes für das Land einnehmen? 

	 Wie können afrodiasporische Communitys in Berlin über rein beratende Rollen 
hinaus gestaltend in politische Entscheidungsprozesse einbezogen werden?

	 Wie kann die Demokratiekompetenz in Auswahlverfahren und bei Beschäftigten 
des Landes Berlin u. a. zum Fokus kolonialer Kontinuitäten und dem anti-
Schwarzen Rassismus flächendeckend bewertet, auf- und ausgebaut werden?
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	 Die zweite UN-Dekade kann nur dann wirksam 
umgesetzt werden, wenn sie verbindlich in bezirkliche 
und landespolitische Strukturen integriert wird. Reine 
symbolische Bezugnahmen sind hierfür nicht ausrei-
chend. Erforderlich sind klar definierte Zuständigkeiten, 
überprüfbare und messbare Umsetzungsstrategien 
sowie eine nachhaltige institutionelle Verankerung der 
Dekadenziele in Verwaltung, Förderpolitik und poli- 
tischer Steuerung.

	 Dazu gehört insbesondere die konsequente 
Bekämpfung von anti-Schwarzem Rassismus durch 
strukturierte Maßnahmen, die verlässliche und lang-
fristige Finanzierung entsprechender Arbeit sowie 
der Ausbau unabhängiger Beratungs- und Anlauf-
strukturen für Schwarze Menschen in Berlin – auch 
auf bezirklicher Ebene als Ergänzung zu bestehenden 
Landesstrukturen.

	 Ein weiterer zentraler Handlungsbereich ist die 
bezirkliche Erinnerungspolitik. Die Auseinander-
setzung mit kolonialer Gewaltgeschichte und ihren 
fortbestehenden gesellschaftlichen Kontinuitäten 
muss verbindlich in politische Bildungsarbeit, Integra-
tionsstrategien sowie in die öffentliche Sichtbarkeit im 
Stadtraum integriert werden. Eine wirksame Umset-

ASID Europe e.V. 
ASID Europe e.V. (Association for 
Sustainable and Inclusive Develop-
ment) ist eine migrantisch-dias-
porische Organisation, die sich für 
nachhaltige Entwicklung, Inklu-
sion und soziale Gerechtigkeit mit 
besonderem Fokus auf die Perspek-
tiven Schwarzer Menschen und 
andereR marginalisierteR Gruppen 
einsetzt. Durch Projekte, Bildungs-
formate und transnationale Ko-
operationen stärkt ASID Europe e.V. 
Austausch und Partizipation und 
setzt sich für gerechtere globale 
Strukturen ein. ASID Europe e.V.  
versteht sich zudem als operativer 
zivilgesellschaftlicher Partner im 
Bezirk Mitte, der politische Zielset-
zungen mit Community-Perspektiven 
verbindet und aktiv zur Umsetzung, 
Evaluation und Weiterentwick-
lung von MaSSnahmen beiträgt. Sie 
bringt klare politische Impulse aus 
der bezirklichen Praxis in Berlin- 
Mitte ein:

Politik und Verwaltung
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zung kann nur gelingen, wenn betroffene Communitys nicht lediglich konsultiert, 
sondern strukturell und kontinuierlich an der Entwicklung und Umsetzung ent-
sprechender Maßnahmen beteiligt werden.

	 Die Umsetzung der UN-Dekade soll als Querschnittsaufgabe verstanden werden 
und sich in konkreten bezirklichen Leitlinien, Beschlusslagen sowie Förderstruk-
turen und -logiken widerspiegelen.
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Politische Forderungen an die Rechtsprechung 

Der Beitrag des Vereins Afro-Deutscher Jurist*innen (ADJ e.V.) verortet Recht und 
Justiz als zentrale Hebel für die Umsetzung der zweiten UN-Dekade, zeigt jedoch 
zugleich erhebliche strukturelle Defizite auf. Im Fokus steht die Analyse bestehender 
Schutzlücken im Antidiskriminierungsrecht sowie in dessen praktischer Anwendung. 
Recht wird dabei als ambivalentes Instrument verstanden, das sowohl Ungleich-
heiten reproduzieren als auch gezielt zu deren Abbau eingesetzt werden kann.

Die Forderungen zielen entsprechend auf eine umfassende Reformarchitektur 
im Bereich Recht, Justiz und Sicherheit: Im Mittelpunkt stehen eine grundlegende 
Reform des Antidiskriminierungsrechts (insbesondere des AGG), der Ausbau 
kollektiver Rechtsdurchsetzung, der Abbau prozessualer Hürden sowie ein kon-
sequenter Ausbau institutioneller Schutz- und Beschwerdestrukturen. Ergänzend 
werden verbindliche Maßnahmen gegen Racial Profiling und anti-Schwarze Ge-
walt sowie unabhängige Beschwerde- und Ermittlungsstrukturen gefordert.

Darüber hinaus betont ADJ e.V. die Notwendigkeit einer institutionellen Veranke-
rung auf strategischer Ebene, insbesondere durch eine nationale Umsetzungs-
strategie der zweiten UN-Dekade, dauerhafte Beteiligungsstrukturen Schwarzer 
Organisationen und unabhängig ausgestattete Antirassismus-Institutionen. 
Flankierend wird eine gesicherte Finanzierung zivilgesellschaftlicher Arbeit sowie 
ein Bundesfonds für Forschung, Beratung und Community-Strukturen gefordert. 
Beim Schwerpunktdaten, Monitoring und Bildung: Gefordert werden verbind-
liche Erhebungen zu anti-Schwarzem Rassismus, transparente Auswertungs-
systeme sowie eine konsequente Verankerung Schwarzer Geschichte, kolonialer 
Kontinuitäten und rassismuskritischer Inhalte in Schule, Hochschule und juristi-
scher Ausbildung.

Insgesamt zielt der Beitrag auf eine strukturelle Neuausrichtung von Recht und 
Staatspraxis: hin zu tatsächlicher Gleichstellung, wirksamem Rechtsschutz, insti-
tutioneller Verantwortung und der nachhaltigen Sichtbarkeit Schwarzer Perspek-
tiven in allen gesellschaftlichen Bereichen.
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Rechtsprechung

Recht, Justiz und Sicherheit

	 Wir fordern die grundlegende Reform des AGG mit 
Ausweitung des Anwendungsbereichs, längeren  
Fristen, effektiven Verbandsklagen und angemessenen 
Entschädigungen sowie den bundesweiten Aufbau 
spezialisierter Rechtsberatungsstellen.

	 Wir fordern die Stärkung des Rechtsschutzes  
gegen Diskriminierung, insbesondere durch den Abbau 
prozessualer Hürden, die Ausweitung kollektiver 
Klagerechte, die angemessene Ausstattung von An-
tidiskriminierungsstellen und niedrigschwellige, 
gut finanzierte Beratungsangebote für Betroffene.

	 Wir fordern verbindliche Maßnahmen gegen das 
sogenannte „Racial Profiling“ und anti-Schwarze Gewalt 
durch Polizei und andere Sicherheitsbehörden.

	 Wir fordern klare gesetzliche Vorgaben, unab-
hängige Beschwerde  und Ermittlungsstellen sowie 
verpflichtende, qualitativ gesicherter Fortbildungen 
zu anti-Schwarzem Rassismus auf allen Ebenen der 
Verwaltung, Justiz und Polizei.

ADJ e.V.
Der Verein Afro-Deutscher Jurist*in-
nen (ADJ) e.V. ist ein wachsendes 
Netzwerk von Schwarzen Jurist*in-
nen in Deutschland, das rechtspo-
litisch wirkt, juristisch bildet und 
empowernde Strukturen schafft. 
Dabei ist es ein besonderes Anlie-
gen, Schwarze Perspektiven in der 
Rechtswissenschaft zu stärken und 
gesellschaftliche wie rechtspoliti-
sche Strukturen zu verändern. ADJ 
setzt sich für die Rechte Schwarzer 
Menschen, insbesondere in Deutsch-
land, ein und verstehen Recht 
einerseits als ein Machtinstrument, 
das die Lebensrealität Schwarzer 
Menschen oft erschwert, anderer-
seits als ein Mittel, um diese Lebens-
realitäten zu verändern. Dabei ist es 
ein besonderes Anliegen, Schwarze 
Perspektiven in der Rechtswissen-
schaft zu stärken. Die ADJ-Forderun-
gen zur zweiten UN-Dekade lauten:
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Institutionelle Strukturen und Strategien

	 Wir fordern die Einrichtung eines ständigen Beirats Schwarzer Organisationen 
mit verbindlichen Mitspracherechten – sowohl auf Ebene der Bundesregierung 
als auch der Länder (insbesondere anstelle der befristeten Projektlogik).

	 Wir fordern eine verbindliche nationale Strategie zur Umsetzung der zweiten 
UN-Dekade für Menschen afrikanischer Herkunft, mit klaren Zuständigkeiten, 
Zeitplänen, messbaren Zielen und regelmäßiger Berichterstattung gegenüber 
Parlament und Öffentlichkeit, die der ggf. auch gerichtlichen Überprüfung durch 
Schwarze Organisationen zugänglich sind.

	 Wir fordern die Benennung und angemessene Ausstattung von unabhängigen 
Stellen zur Bekämpfung von anti-Schwarzem Rassismus auf Bundes-, Landes- 
und kommunaler Ebene sowie die institutionalisierte Beteiligung Schwarzer,  
afrikanischer und afro-diasporischer Organisationen an allen relevanten Ent-
scheidungsprozessen.

Finanzierung und Ressourcen

	 Wir fordern einen jährlichen Bundesfonds zur strukturellen Förderung Schwarzer 
gemeinnütziger Organisationen, Rechtsberatung und Forschung sowie die syste-
matische Erfassung anti-Schwarzer Hasskriminalität.

	 Wir fordern verbindliche Schulungen für Justiz, Verwaltung und Polizei im 
Bereich der anti-Schwarzen Hasskriminalität sowie der „Unconcious Bias“ gegen-
über Schwarzen Menschen.

	 Wir fordern eine nachhaltige, strukturelle Förderung Schwarzer, afrikanischer 
und afrodiasporischer Organisationen, Kultur-, Bildungs- und Rechtsberatungs-
projekte sowie die Prüfung und Umsetzung reparationsorientierter Maßnahmen 
im Kontext kolonialer Kontinuitäten.

Daten und Monitoring

	 Wir fordern die gesetzliche Verankerung unabhängiger Koordinierungs- und 
Überwachungsstellen, die mit gerichtlich durchsetzbaren Überprüfungsrechten 
ausgestattet sind.

	 Wir fordern die systematische Erhebung, Auswertung und Veröffentlichung 
von Daten zu anti-Schwarzem Rassismus in Polizei, Justiz, Bildung, Arbeitsmarkt, 
Gesundheit und Wohnen, unter Wahrung des Datenschutzes und auf Basis frei-
williger Selbstidentifikation, um wirksame Gegenmaßnahmen zu entwickeln und 
zu überprüfen. 
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Bildung, Forschung und Repräsentation

	 Wir fordern eine konsequente Verankerung von Wissen zu Kolonialismus, Ver-
sklavung, anti-Schwarzem Rassismus und Schwarzen Perspektiven in schulischer 
und akademischer Bildung, insbesondere in der juristischen Ausbildung, sowie 
die Förderung Schwarzer Forschung, Lehre und Wissensproduktion.

	 Wir fordern eine positive Einbeziehung Schwarzer Lebensrealitäten und Reprä-
sentation in allen Bereichen der Gesellschaft, insbesondere in der juristischen 
Ausbildung sowie in juristischen Berufen. Dazu gehört auch die Anerkennung 
ganz unterschiedlicher Perspektiven und Erfahrungen Schwarzer Menschen in 
Deutschland.

Teilhabe, Erinnerung und Grundsätze

	 Wir fordern Chancengleichheit von Schwarzen Menschen in Deutschland in 
allen Bereichen der Gesellschaft. Dazu zählen insbesondere Bildung und Ausbil-
dung, Gesundheitsversorgung, der Wohnungs- und Arbeitsmarkt und ein Zugang 
zu gerechten Verfahren, insbesondere bei Behörden und anderen staatlichen 
Stellen. Wir wollen eine faire Teilhabe ohne Diskriminierungen Schwarzer Men-
schen in Deutschland.

	 Wir fordern eine erinnerungspolitische Praxis, die die Geschichte und Gegen-
wart Schwarzer Menschen sichtbar macht, koloniale Gewalt und ihre Kontinui-
täten anerkennt und gemeinsam mit Schwarzen Gesellschaftsgruppen Gedenk-, 
Bildungs- und Diskursräume gestaltet.

	 Wir fordern den aktiven Abbau von strukturellem Rassismus sowie Maßnahmen 
gegen jede Form struktureller, institutioneller und unmittelbarer Gewalt, der 
Schwarze Menschen tagtäglich ausgesetzt sind.

	 Wir fordern, dass das „Recht für alle“ tatsächlich gelebt wird.
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Forderungen an Forschung, Lehre, Bildung und 
Erinnerungskultur

Die Beiträge von Riccarda J. Schneider, BLACK ACADEMY e.V., Sankofa Lingua e.V. 
und der Initiative Perspektivwechsel e.V. bündeln komplementäre, aber 
klar unterscheidbare Forderungen zur strukturellen Transformation von Bildung, 
Wissenschaft, Erinnerungskultur sowie politischer Steuerung im Rahmen der 
zweiten UN-Dekade.

Riccarda J. Schneider fordert die verbindliche Verankerung Schwarzer deutscher 
und deutschsprachiger Literatur sowie Geschichte in schulischen und hochschuli-
schen Curricula. Im Zentrum stehen institutionalisierte, gemeinsam mit Schwarzen 
Wissenschaftler*innen entwickelte Lehrformate, die dauerhaft in Lehrpläne 
integriert, fair vergütet und öffentlich zugänglich gemacht werden. Ergänzend 
wird ein staatlich finanziertes, unabhängiges Schwarzes Deutsches Archiv und 
Dokumentationszentrum gefordert, das Schwarze Geschichte systematisch 
sichert, erforscht und durch Community-Beteiligung, internationale Forschungs-
perspektiven und barrierefreien Zugang als zentrale Wissens- und Erinnerungs-
infrastruktur etabliert.

Die zivilgesellschaftlichen Beiträge erweitern diesen Ansatz um strukturelle und 
bildungspolitische Anforderungen: Dazu zählen messbare staatliche Maßnahmen 
zur Bekämpfung von anti-Schwarzem Rassismus, die systematische Auswertung 
der ersten UN-Dekade sowie verbindliche Beteiligungsstrukturen Schwarzer  
Organisationen bei politischen Entscheidungsprozessen. Weiterhin wird die nach-
haltige Förderung afrodiasporischer Bildungs-, Sprach- und Digitalprojekte sowie 
deren institutionelle Absicherung durch dauerhafte strukturelle Unterstützung 
betont. Ergänzend stehen die verbindliche Verankerung kolonialer Geschichte und 
anti-Schwarzen Rassismus in Bildungs- und Ausbildungsstrukturen, die langfristige 
Finanzierung dekolonialer Bildungsarbeit sowie der Ausbau diskriminierungs-
kritischer Fortbildungen im Fokus. Abgerundet wird dies durch die Forderung 
nach stärkerer internationaler Vernetzung und dem systematischen Austausch 
und Vergleich von Umsetzungsstrategien der UN-Dekade zur Sichtbarmachung 
globaler Best Practices.
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Forschung, Lehre, Bildung und Erinnerungskultur

Verbindliche Integration Schwarzer deutscher/
deutschsprachiger Literatur und Geschichte in die 
schulische Bildung und Hochschullehre

	 Im Rahmen der zweiten UN-Dekade für Menschen 
afrikanischer Herkunft wird gefordert, Schwarze 
deutsche und deutschsprachige Literatur sowie 
Geschichte verbindlich und strukturell in die Curricula 
von Universitäten und (Hoch-)Schulen in Deutschland 
zu integrieren.

	 Hierzu werden Bund, Länder sowie (Hoch-)Schul-
verwaltungen aufgefordert, die Entwicklung und 
institutionelle Verankerung standardisierter Lehrfor-
mate („Muster-Vorlesungen“ und „Muster-Seminare“) 
in Kooperation mit Schwarzen Wissenschaftler*innen 
und Fachexpert*innen aktiv zu fördern und finanziell 
abzusichern. Diese Lehrformate sollen als regulärer 
Bestandteil in bestehende Studiengänge sowie den 
schulischen Lehrplan integriert werden können.

	 Die Umsetzung soll über eine institutionalisierte 
Zusammenarbeit mit fachlich ausgewiesenen Schwar-
zen Organisationen erfolgen, die als Schnittstelle zur  
Vermittlung wissenschaftlicher Expert*innen fungieren. 
Die Einbindung der Lehrenden hat auf honorar- 

Riccarda J. Schneider 
Riccarda J. Schneider studierte 
Geschichte, Allgemeine und Ver-
gleichende Literaturwissenschaft 
und Philosophie an der Universi-
tät Potsdam mit Aufenthalten am 
Vassar College (New York) und an 
der Université Paris 12 Val-de-Marne. 
Ihr Forschungsschwerpunkt liegt 
auf Schwarzer deutsch(sprachig)er 
Literatur und Geschichte im Beson-
deren und Black Studies im Allge-
meinen. Sie strebt eine literaturwis-
senschaftliche Promotion in Form 
einer Biographie über May Ayim an 
der Universität Bern an. Für den 
Wissenschaftsbetrieb formuliert sie 
hier zwei zentrale Forderungen:
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basierter und angemessen vergüteter Grundlage zu erfolgen, um eine nachhaltige 
und faire Beteiligung sicherzustellen. Dadurch wird eine strukturelle Veranke-
rung von Expertise ermöglicht, ohne zwingend neue Dauerstellen an (Hoch-)
Schulen schaffen zu müssen.

	 Zudem wird gefordert, dass diese Kooperationen transparent ausgewiesen 
und öffentlich zugänglich kommuniziert werden, um eine breite Sichtbarkeit der 
(Lehr-)Angebote zu gewährleisten und – sofern möglich – auch interessierten 
Gasthörer*innen die Teilnahme zu ermöglichen.

	 Von Politik und Verwaltung wird die Schaffung der notwendigen strukturellen 
und finanziellen Rahmenbedingungen erwartet, insbesondere hinsichtlich Finan-
zierung, Anerkennung im Lehrdeputat sowie verbindlicher Curriculumsanpas-
sungen, um eine nachhaltige Verankerung dieser Inhalte in der (akademischen) 
Lehre sicherzustellen.

Einrichtung eines Schwarzen Deutschen Archivs und 
Dokumentationszentrums

Im Rahmen der zweiten UN-Dekade für Menschen afrikanischer Herkunft wird 
die Einrichtung eines staatlich finanzierten, unabhängigen Schwarzen Deut-
schen Archivs und Dokumentationszentrums gefordert. Ziel ist die strukturelle 
Sicherung, Erforschung und dauerhafte Sichtbarmachung Schwarzer deutscher 
Geschichte als integraler Bestandteil deutscher Erinnerungskultur.

Institutionelle Verankerung
Es wird gefordert:

	 Die dauerhafte Einrichtung eines bundesfinanzierten Archivs für Schwarze 
deutsche Geschichte. 

	 Die Entwicklung eines eigenständigen, inhaltlich klaren Namens, der die Ziel-
setzung widerspiegelt, ohne Personalisierung oder Anglizismen.

	 Die strukturelle Absicherung als öffentliche Kultur- und Wissenschaftseinrichtung. 

Standort und Zugänglichkeit
Das Archiv soll:

	 an einem gut erreichbaren, geschichtlich relevanten und geschützten Standort 
in Deutschland angesiedelt werden. 

	 barrierearm, kostenfrei und öffentlich zugänglich sein. 

	 realistische Öffnungszeiten und geschützte Arbeits- und Forschungsräume 
gewährleisten. 
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Partizipative Archivpraxis
Gefordert wird:

	 Ein Community-basiertes Peer-Group-Verfahren zur Entscheidung über Archiv-
gut (Nachlässe, Sammlungen, Dokumente). 

	 Regelmäßige (fünf bis zehn Jahre) Überprüfung von Kategorien, Klassifikationen 
und Verschlagwortung gemeinsam mit Expert*innen aus der Community. 

	 Transparente, partizipative Kriterien für die Aufnahme und Sicherung von 
Materialien. 

Infrastruktur für Forschung und Vermittlung
Das Zentrum soll mindestens umfassen:

	 Einen Lesesaal und ein klimatisch gesichertes Magazin.
 

	 Ausstellungs-, Kino- und Veranstaltungsräume. 

	 Regelmäßige, auch mehrsprachige Wechselausstellungen. 

	 Eine nachhaltige Finanzierung durch öffentliche Mittel sowie ergänzende 
Einnahmen (z. B. Veranstaltungen).
 
Personalentwicklung und Ausbildung
Es wird gefordert:

	 Eine gezielte Ausbildung von Fachpersonal durch Kooperationen mit Hoch-
schulen (u. a. Potsdam, Marburg). 

	 Die Einführung einer strukturellen Zugangsmöglichkeit für angehende Archi-
var*innen mit Schwerpunkt Schwarze deutsche Geschichte. 

	 Interdisziplinäre Personalstrukturen im Archivbetrieb. 

Forschung und internationale Perspektiven
Das Archiv soll:

	 ein sechs- bis 24-monatiges internationales Fellowshipprogramm einrichten. 

	 Forschung zu Schwarzer deutscher Geschichte im Ausland ermöglichen. 

	 Ergebnisse verpflichtend in Form von Publikationen, Ausstellungen oder Film-
formaten zurück in die Öffentlichkeit überführen. 

	 Wiederholungsbesuche derselben Archive vermeiden, um Wissensdiversität zu 
sichern.
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Kooperationen mit bestehenden Archiven
Gefordert wird:

	 Eine verbindliche Kooperation mit dem Bundesarchiv und weiteren relevanten 
Archiven. 

	 Transparente Bestandsübersichten statt zentraler Umlagerung von Archivalien.
 

	 Sichere, dezentrale Wissenszugänge zur Vermeidung von Risiko- und Verlust-
strukturen. 
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	 Welche konkreten, nachhaltigen und jährlich 
messbaren Maßnahmen plant die Bundesregierung 
umzusetzen, um Rassismus und anti-Schwarzen 
Rassismus strukturell zu bekämpfen, insbesondere in 
Verwaltungen, der Polizei und im Bildungssystem? 

	 Wie wurde die erste Dekade für Menschen afrika-
nischer Herkunft strukturell ausgewertet, und wie 
werden die Erkenntnisse aus dieser ersten Phase kon-
kret in die Umsetzung der zweiten Dekade integriert? 

	 Gibt es spezifische und nachhaltige Fördermittel, um 
einen Community-Ansatz zu unterstützen und eine 
nicht nur beratende, sondern auch entscheidende 
Beteiligung Schwarzer Organisationen an der Umset-
zung dieser Dekade sicherzustellen? 

BLACK ACADEMY e.V. 
BLACK ACADEMY e.V. arbeitet in den 
Bereichen Empowerment, dekolo- 
niale Perspektiven, soziale Gerech-
tigkeit und dem Abbau von anti- 
Schwarzem Rassismus. Der Verein 
entwickelt Bildungsmaterialien zur 
Vermittlung afro-diasporischen 
Wissens und engagiert sich für die 
Institutionalisierung Schwarzer 
Erinnerungskulturen. Vor diesem 
Hintergrund stellt er zentrale 
politische und gesellschaftliche 
Fragen zur strukturellen Veranke-
rung dieser Themen:

Forschung, Lehre, Bildung und Erinnerungskultur
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	 Inwieweit besteht auf Landes- und Bundesebene 
ein konkretes politisches Interesse an der nachhal-
tigen Förderung von Unternehmen und digitalen 
Projekten aus der afrikanischen Diaspora, insbeson-
dere in den Bereichen Bildung, Digitalisierung und 
Community-Aufbau?

	 Welche konkreten Maßnahmen sind seitens der 
Politik vorgesehen, um Unternehmen aus der afrika-
nischen Diaspora gezielt zu fördern?

	 Wie kann Verbindlichkeit geschaffen werden, damit 
solche Projekte nicht nur symbolisch, sondern struk-
turell unterstützt werden?

Sankofa Lingua e.V.
Sankofa Lingua e.V. wurde 2018 als 
Präsenzprojekt gegründet und  
wird seit September 2020 als digitales 
Unternehmen weitergeführt. Als 
digitale Lernplattform vermittelt 
Sankofa Lingua afrikanische Spra-
chen, Kulturen und Geschichte und 
bietet derzeit 15 Sprachen an, dar-
unter Twi, Yoruba, Igbo, Ewe, Lingala, 
Wolof, Swahili und Tigrinya. Ziel 
der Plattform ist es, afrikanische 
Sprachen als bedeutendes kulturel-
les Erbe zu bewahren, den Zugang 
insbesondere für afrikanische und 
afrodiasporische Communitys zu 
ermöglichen sowie kulturelle und 
sprachliche Barrieren nachhaltig 
zu überbrücken. Vor diesem Hinter-
grund ergeben sich folgende poli-
tische Fragen:

Forschung, Lehre, Bildung und Erinnerungskultur
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	 eine deutliche Erhöhung und langfristige Sicherung 
finanzieller Mittel, um nachhaltige Projektarbeit zu 
gewährleisten. 

	 die Bereitstellung kostenloser und zugänglicher Fort-
bildungsangebote für gemeinnützige Träger. 

	 die verbindliche Integration von verpflichtenden 
Fortbildungen für Lehrkräfte zu allen Formen von 
Diskriminierung, insbesondere zu anti-Schwarzem 
Rassismus. 

	 eine Überarbeitung von Lehrplänen, in denen 
Kolonialgeschichte sowie koloniale Kontinuitäten 
verpflichtend und strukturell verankert werden. 

	 die intersektionale Aufarbeitung von Diskriminierung 
innerhalb der Schwarzen Communitys, insbesondere 
eine kritische Auseinandersetzung mit kolonial ge-
prägten Differenzierungen und ihren Auswirkungen. 

	 die Stärkung solidarischer Beziehungen zwischen 
afrikanischen und afrodiasporischen Communitys in 
Deutschland sowie auf dem afrikanischen Kontinent, 
einschließlich nachhaltiger Vernetzungs- und Unter-
stützungsstrukturen. 

Initiative Perspektivwechsel e.V.
Die Initiative Perspektivwechsel e.V. 
ist ein Verein für politische Bildung 
und transkulturelle Zusammen- 
arbeit, der sich kritisch mit Kolo-
nialismus, Rassismus und globalen 
Ungleichheitsverhältnissen aus-
einandersetzt. Durch Bildungs-, 
Kultur- und Begegnungsprojekte 
fördert er Empowerment und ge-
sellschaftliche Teilhabe, insbeson-
dere junger Menschen. Der Verein 
verbindet Perspektiven aus dem 
Globalen Norden und Süden und 
entwickelt Formate im Bereich des 
Globalen Lernens und der dekolo-
nialen Bildung. Initiative Perspek-
tivwechsel e.V. fordert:

Forschung, Lehre, Bildung und Erinnerungskultur
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	 den Ausbau nationaler und transnationaler Bildungsnetzwerke zur kolonialen 
Aufarbeitung und anti-Schwarzen Rassismus, z.B. mit Frankreich, Belgien, Groß-
britannien und weiteren Ländern, die sich ebenfalls der UN-Dekade verpflichtet 
haben.

	 die systematische Erhebung und Sichtbarmachung internationaler Bildungsan-
sätze und Materialien zu anti-Schwarzem Rassismus und kolonialen Kontinuitäten. 

	 die Analyse und den Vergleich internationaler Umsetzungsstrategien der 
UN-Dekade, um Best Practices sichtbar zu machen und zu übertragen.
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Politische Forderung zur Schaffung eines Printmediums 

Im Zentrum des Beitrags von ANSOLE e.V. steht die Forderung nach der Einrich-
tung und institutionellen Förderung eines bundesweiten Print- und Online- 
Magazins, das zivilgesellschaftliches, kulturelles und politisches Engagement von 
Menschen afrikanischer Herkunft systematisch dokumentiert und sichtbar 
macht. Ziel ist eine dauerhafte strukturelle Repräsentation Schwarzer Lebens-
realitäten sowie die Stärkung gesellschaftlicher Teilhabe durch kontinuierliche 
öffentliche Sichtbarkeit.
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Printmedium

Ein bundesweites Magazin zur Sichtbarmachung 
zivilgesellschaftlichen und politischen Engage-
ments von Menschen afrikanischer Herkunft

	 Im Rahmen der zweiten UN-Dekade für Menschen 
afrikanischer Herkunft wird die Einrichtung und ins-
titutionelle Förderung eines bundesweiten Magazins 
gefordert, das das zivilgesellschaftliche, kulturelle und 
politische Engagement von Menschen afrikanischer 
Herkunft in Deutschland dokumentiert, sichtbar macht 
und kontinuierlich begleitet. 

	 Ziel des Magazins ist es, Beiträge, Perspektiven und 
Errungenschaften Schwarzer Communitys in Deutsch-
land strukturell zu erfassen und einer breiten Öf-
fentlichkeit zugänglich zu machen, um damit sowohl 
Repräsentation als auch gesellschaftliche Teilhabe 
nachhaltig zu stärken.

	 Die Umsetzung des Projekts soll in enger Zusam-
menarbeit mit zivilgesellschaftlichen Akteur*innen 
und Community-Strukturen erfolgen und auf vor-
handene redaktionelle Erfahrungen und bestehende 
Initiativen aufbauen. In diesem Zusammenhang wird 
auf bestehende publizistische Erfahrungen (u.a. im 
Rahmen des Projekts „MIGRANTH“) verwiesen.

ANSOLE e.V. 
ANSOLE e.V. (African Network for 
Solar Energy e.V.) ist eine von den 
Vereinten Nationen anerkannte 
akademische Institution, die sich 
für Forschung, Bildung und beruf-
liche Weiterbildung im Bereich der 
erneuerbaren Energien sowie 
wasserbezogener Themen in Afrika 
einsetzt. Als eingetragener Verein 
mit Sitz in Jena beteiligt sich ANSOLE 
an Bildungsfragen zu den 17 Zie-
len für nachhaltige Entwicklung 
(SDGs) sowie an Kunst und Kultur. 
Im Rahmen des Projekts „AMAH” 
(Anlaufstelle für Menschen afrika-
nischer Herkunft) bietet der Ver-
ein Beratung und Unterstützung 
an. Darüber hinaus ist der Verein 
Herausgeber des MIGRANTh-Maga-
zins (www.migranth.de), das bisher 
Thüringen im Fokus hat. Deshalb 
fordert ANSOLE:
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	 Von Politik und Verwaltung wird die strukturelle und finanzielle Förderung 
eines solchen Magazins erwartet, um eine nachhaltige, unabhängige und kon-
tinuierliche Berichterstattung über Schwarze Perspektiven und gesellschaftliches 
Engagement in Deutschland sicherzustellen.

	 Als Arbeitstitel wird der Name „BLACKSinger“ (BLACKS IN GERmany) vorge- 
schlagen. Der Titel verbindet symbolisch Sichtbarkeit, Ausdruck und Stimme: 
„Singer“ steht dabei im übertragenen Sinne für das Sichtbar-Machen und Gehör- 
Verschaffen von Stimmen innerhalb der Gesellschaft. Gleichzeitig verweist die 
sprachliche Anlehnung an in Deutschland verbreitete Namensendungen auf 
eine selbstverständliche Verortung Schwarzer Menschen als Teil der deutschen 
Gesellschaft.



48

Die Querschnittsfragen sowie die Anforderungen an Umsetzung und Monitoring 
machen eine zentrale strukturelle Problematik der UN-Dekade sichtbar: Zwischen 
normativem Anspruch und tatsächlicher politischer Praxis besteht weiterhin eine 
erhebliche Lücke in Bezug auf Verbindlichkeit, institutionelle Verantwortung und 
überprüfbare Umsetzung.

Die wiederkehrende Frage nach Verbindlichkeit verweist darauf, dass politische 
Programme im Kontext der UN-Dekade häufig als strategische Zielsetzungen  
formuliert werden, ohne dass diese in rechtlich oder administrativ bindende 
Mechanismen überführt werden. Damit bleibt die Umsetzung wesentlich von 
politischer Willenslage abhängig und ist nicht systematisch abgesichert. Dies 
führt zu einer strukturellen Unklarheit darüber, wie Verantwortung tatsächlich 
eingefordert und bei Nicht-Einhaltung (politischer und verwaltungstechnischer) 
Vereinbarungen sanktioniert werden kann.

Eng damit verbunden ist die Frage nach wirksamen Umsetzungsmechanismen. 
Die bisherige Praxis zeigt, dass Maßnahmen häufig fragmentiert, projektbasiert 
und sektorübergreifend unkoordiniert erfolgen. Ohne verbindliche Koordinations- 
strukturen zwischen Bund, Ländern und Kommunen entsteht ein Governance- 
Gefüge, das eher auf freiwilliger Abstimmung als auf klarer Zuständigkeitslogik 
beruht. Dadurch wird politische Verantwortung tendenziell verwischt statt präzisiert.

Die strukturelle Verankerung von Beteiligung stellt einen weiteren kritischen 
Punkt dar. Obwohl die UN-Dekade die Einbindung betroffener Communitys 
ausdrücklich vorsieht, bleibt diese in der Praxis häufig konsultativ. Eine echte 
strukturelle Verankerung würde jedoch voraussetzen, dass Communitys nicht 
nur gehört, sondern institutionell in Entscheidungs-, Budget- und Evaluations- 
prozesse eingebunden sind. Ohne diese Verschiebung bleibt Beteiligung symbo-
lisch und reproduziert bestehende Machtasymmetrien.

Auch die Frage nach geeigneten Indikatoren zur Messung von Fortschritt  
verweist auf ein zentrales Defizit: Der Erfolg der Dekade wird bislang nur unzu- 
reichend in klar definierte, überprüfbare und öffentlich nachvollziehbare  
Kriterien übersetzt. Ohne messbare Indikatoren besteht die Gefahr, dass Fort-
schritt politisch behauptet, aber nicht strukturell nachgewiesen wird.

S c h l u s s f o l g e r u n g  –  G o v e r n a n c e , 
V e r bi  n d l i c h k e i t  u n d  s t r u k t u r e l l e 
U m s e t z u n g 
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Schließlich zeigt die Frage nach institutioneller Verantwortungszuweisung, dass 
eine klare Governance-Struktur bislang nur teilweise entwickelt ist. Eine wirksame 
Umsetzung der zweiten UN-Dekade erfordert jedoch eindeutige Zuständigkeiten 
entlang aller Verwaltungsebenen sowie eine transparente Zuordnung von Ver-
antwortung, die nicht delegierbar oder diffus bleibt.

Vor diesem Hintergrund verdeutlichen auch die Anforderungen an Zeitrahmen, 
Zuständigkeiten, Finanzierungslogik, Evaluation und jährliche Berichterstattung, 
dass es sich bei der zweiten UN-Dekade nicht um ein rein programmatisches 
Vorhaben handelt, sondern um eine strukturelle Governance-Aufgabe. Ohne 
eine verbindliche zeitliche Planung, eine klare finanzielle Untersetzung sowie 
ein systematisches Monitoring mit Community-Beteiligung bleibt die Umsetzung 
wirkungslos.

Insgesamt lässt sich festhalten, dass die zentrale Herausforderung der zweiten 
UN-Dekade nicht in der Formulierung weiterer Ziele liegt, sondern in der kon- 
sequenten Überführung bestehender Verpflichtungen in verbindliche, überprüf- 
bare und institutionell abgesicherte Strukturen. Erst wenn Verbindlichkeit, 
Beteiligung, Zuständigkeit und Evaluation nicht nur benannt, sondern strukturell 
implementiert werden, kann die Dekade ihr transformatorisches Potenzial ent-
falten und über symbolische Politik hinaus wirksam werden.
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Zentrale UN-Resolutionen zur UN-Dekade für Menschen afrikanischer Herkunft 

Generalversammlung der Vereinten Nationen /UN General Assembly (2024):  
„Resolution 79/193 Proclamation of the the Second International Decade for  
People of African Descent“. Online in englischer Sprache unter: https://docs.
un.org/en/A/RES/79/193 (Stand: 22.04.2026).

Generalversammlung der Vereinten Nationen / UN General Assembly (2017): 
„Report of the Working Group of Experts on People of African Descent on its 
mission to Germany“. Online unter: https://digitallibrary.un.org/record/1304263 
(mehrsprachig zugänglich) (Stand: 22.04.2026).

Generalversammlung der Vereinten Nationen (2014): „Resolution der General- 
versammlung A/RES/69/16, verabschiedet am 18. November 2014“. Online 
unter: https://www.un.org/depts/german/gv-69/band1/ar69016.pdf.  (Stand: 
22.04.2026)

A/80/L.48: UN-Resolution zum transatlantischen Sklavenhandel, verabschiedet 
am 25. März 2026. Online unter: https://docs.un.org/en/A/80/L.48 (Stand: 
22.04.2026)
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